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Abschnitt I

Allgemeines

§ 1
Geltungsbereich

Städtischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern *dürfen Dienstwohnungen nur unter Beachtung der nachstehenden Vorschriften zugewiesen werden.

§ 2
Begriff der Dienstwohnungen

(1) Das Dienstwohnungsverhältnis ist bei Beamten öffentlich-rechtlicher, bei Beschäftigten privatrechtlicher Natur.

(2) Dienstwohnungen sind Wohnungen oder einzelne Wohnräume, die Mitarbeitern als Inhaber bestimmter Dienstposten unter ausdrücklicher Bezeichnung als Dienstwohnung ohne Abschluss eines Mietvertrags aus dienstlichen Gründen nach Maßgabe dieser Vorschriften zugewiesen werden.

§ 3
Voraussetzung für die Zuweisung

(1) Dienstwohnungen werden widerruflich zugewiesen, wenn und solange die dienstlichen Verhältnisse es erfordern. Dementsprechend darf eine Dienstwohnung nur zugewiesen werden, wenn die Anwesenheit des Mitarbeiters an der Dienststätte auch außerhalb der Arbeitszeit aus dienstlichen Gründen sichergestellt sein soll und er daher im Gebäude, in dem sich die Dienststätte befindet, oder in seiner unmittelbaren Nähe wohnen muss, oder wenn er im zugeteilten Bezirk zur Sicherstellung der Einsatzbereitschaft innerhalb und außerhalb der Arbeitszeit eine bestimmte Wohnung beziehen muss.

(2) 
Ein Anspruch auf Zuweisung einer Dienstwohnung besteht nicht.

§ 4
Verpflichtung zum Beziehen und Bewohnen

Mitarbeiter, denen eine Dienstwohnung zugewiesen ist, sind verpflichtet, die Dienstwohnung zu beziehen und zu bewohnen.


*Aus Vereinfachungsgründen wird nachstehend 

  nur die männliche Form der Bezeichnung verwendet.
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Abschnitt II

Verwaltung der Dienstwohnungen

§ 5
Verwaltung und Unterhaltung

Das Haupt- und Personalamt verwaltet, die gebäudeverwaltenden Ämter/Eigenbetriebe unterhalten die Dienstwohnungen; hierbei wirkt das Beschäftigungsamt/der Eigenbetrieb des Dienstwohnungsinhabers mit.
§ 6
Größe und Ausstattung

(1) Ein Anspruch auf eine bestimmte Größe und Ausstattung der Dienstwohnung besteht nicht. Die Dienstwohnung soll eine den familiären Verhältnissen des Dienstwohnungsinhabers angemessene Wohnfläche haben.

(2) Die Wohnflächen sind nach der Zweiten Berechnungsverordnung zu ermitteln.

§ 7
Übergabe

(1) Die Dienstwohnung ist dem Mitarbeiter vom gebäudeverwaltenden Amt/Eigen-
betrieb zu übergeben; hierüber ist eine Niederschrift zu fertigen, aus der insbesondere das Bezugsdatum, das übergebene Zubehör und die überlassenen Ausstattungsgegenstände und Geräte hervorgehen. Dem Mitarbeiter ist ein Exemplar der Dienstwohnungsvorschriften zu überlassen.

(2) Das gebäudeverwaltende Amt/der gebäudeverwaltende Eigenbetrieb hat dafür zu sorgen, dass sich die Dienstwohnung bei der Übergabe in einem gebrauchs-
fähigen Zustand befindet und dass sie während der Nutzung in diesem Zustand verbleibt.

§ 8
Dauer der Zuweisung – Räumung der Dienstwohnung

(1) Die Wohnung ist dem Mitarbeiter so lange als Dienstwohnung zu belassen, als 
er Inhaber des Dienstpostens ist, für den die Dienstwohnung bereitgestellt wird. Aus zwingenden dienstlichen Gründen kann die Anordnung zum Bewohnen der Dienstwohnung vorzeitig widerrufen werden.

(2) Sind aus persönlichen (z. B. Austritt aus dem städtischen Dienst, Umsetzung in ein anderes Arbeitsgebiet) oder aus dienstlichen Gründen die Voraussetzungen für die Zuweisung der Wohnung als Dienstwohnung weggefallen, so ist die Anordnung zum Bewohnen zu widerrufen. Das gebäudeverwaltende Amt, das Beschäftigungsamt oder der Eigenbetrieb teilt dem Haupt- und Personalamt unverzüglich den Wegfall der Voraussetzungen mit.
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Der Widerruf tritt mit Ablauf des Monats, in welchem dem Dienstwohnungsinhaber der Wegfall der Voraussetzungen mitgeteilt wurde, in Kraft. Das gleiche gilt im Falle von Abs. 1 Satz 2. Von diesem Zeitpunkt an endet das Dienstwohnungsverhältnis.

Beim Ableben des Dienstwohnungsinhabers endet das Dienstwohnungsverhältnis mit seinem Todestag.

(3) Auf Antrag des Beschäftigungsamts und des gebäudeverwaltenden Amts oder des Eigenbetriebs veranlasst das Haupt- und Personalamt die Räumung der Dienstwohnung nach Beendigung des Dienstwohnungsverhältnisses, beim Ableben des Dienstwohnungsinhabers frühestens drei Monate nach Ablauf des Sterbemonats. Eine Räumung unterbleibt, wenn die Dienstwohnung aus dienstlichen Gründen nicht mehr benötigt wird und das gebäudeverwaltende Amt mit dem Benutzer einen Mietvertrag abschließt.

(4) Vom Zeitpunkt der Beendigung des Dienstwohnungsverhältnisses an bis zur Rücknahme der Dienstwohnung oder bis zum Abschluss eines Mietvertrags haben die Benutzer der Dienstwohnung anstelle der Dienstwohnungsvergütung eine Nutzungsentschädigung und ggf. Nebenkosten zu zahlen, wie sie bei Fortbestehen des Dienstwohnungsverhältnisses zu zahlen wäre; hierbei findet § 16 Abs. 2 keine Anwendung.

Endet das Dienstwohnungsverhältnis infolge Tod, Dienst-, Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit des Dienstwohnungsinhabers, so wird die höchste Dienstwohnungsvergütung gemäß § 16 Abs. 2 jeweils so berechnet, wie sie bei Fortbestehen des Dienstwohnungsverhältnisses festzusetzen wäre.

§ 9
Nutzung der Dienstwohnungen, Untervermietung

(1) Der Dienstwohnungsinhaber ist verpflichtet, die Wohnung nebst Zubehör 
schonend zu behandeln und sie nur zu Wohnzwecken zu nutzen. Eine Untervermietung bedarf der schriftlichen Einwilligung des Haupt- und Personalamts; für die Untervermietung kann eine besondere Entschädigung verlangt werden.

(2) Der Dienstwohnungsinhaber ist für Schäden haftbar, die durch ihn, seine 
Familienangehörigen, Untermieter, Besucher, Hausgehilfen und dgl. verursacht werden. Die Haftung entfällt, soweit der Dienstwohnungsinhaber glaubhaft macht, dass weder ihn noch die den Schaden verursachenden Personen ein Verschulden trifft.
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§ 10
Instandhaltung und Instandsetzung
(1) Der Dienstwohnungsinhaber ist verpflichtet, kleinere Instandhaltungen und Instandsetzungen bis zu einem zu erwartenden Aufwand von 30,00 Euro im Einzelfall, insgesamt jedoch jährlich höchstens 110,00 Euro, fachgerecht durchzuführen oder auf seine Kosten durchführen zu lassen. Mehrkosten werden nicht ersetzt, auch wenn die tatsächlichen Kosten 30,00 Euro überschreiten sollten.

Unbeschadet des Unterabsatzes 1 übernimmt der Dienstwohnungsinhaber folgende Instandhaltungen und Instandsetzungen voll auf seine Kosten: die Instandhaltung und Erneuerung von Steckdosen, Schaltern, Beleuchtungskörpern, Sicherungen, Elektrogeräten, Gurten und Gurtrollern von Rolläden/ Markisen/Jalousien, Fenster-, Tür-, Einbauschrank- und Klapplädenbeschlägen und –verschlüssen, Gas- und Wasserabsperrhähnen, Mischbatterien, Brausen, Druckspülern, Spiegeln, Ablageplatten, Handtuchhaltern, Rollenhaltern; das Reinigen der Ofenrohre, Rußen und Ausmauern der Öfen, den Ersatz von Brennerringen, die Wartung von Zündmechanismen, die Beseitigung von Verstopfungen der Abflussleitungen innerhalb der Wohnung, das Reinigen von 
Siphons und das Entkalken von Warmwasserbereitern.

Wartungsverträge sind für Gas- und Elektrogeräte einzugehen, sofern dies das örtliche Versorgungsunternehmen verlangt. Arbeiten an Gas- und Elektroinstallationen müssen einem Handwerksbetrieb, bei Auflagen des Versorgungsunternehmens einem dafür zugelassenen Betrieb, übertragen werden.

(2) Der Dienstwohnungsinhaber ist verpflichtet, Schäden an seiner Wohnung, die 
nicht von ihm zu beheben sind, unverzüglich dem gebäudeverwaltenden Amt/Eigenbetrieb anzuzeigen.


§ 11
Erneuerungs- und Instandsetzungsarbeiten, Betreten der Dienst-

wohnungen

(1) Die Stadtverwaltung kann laufende Instandsetzungsarbeiten, bauliche Veränderungen, die zur Erhaltung des Hausgrundstückes oder der Dienstwohnräume zur Abwendung drohender Gefahren oder zur Beseitigung von Schäden oder aus sonstigen Gründen (z. B. Modernisierung) notwendig werden, auch ohne Zustimmung des Dienstwohnungsinhabers ausführen lassen. Das gebäudeverwaltende Amt/der Eigenbetrieb wird auf die Belange des Dienstwohnungsinhabers bei der Ausführung der Arbeiten soweit als möglich Rücksicht nehmen; er ist rechtzeitig zu verständigen.

(2) Soweit der Dienstwohnungsinhaber Arbeiten nach Absatz 1 dulden muss, die zu einer wesentlichen Beeinträchtigung der Gebrauchsfähigkeit der Dienstwohnung führen, ist der Mietwert zu mindern.
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(3) Die zuständigen Mitarbeiter des Haupt- und Personalamts, des gebäudeverwaltenden Amts oder Eigenbetriebs sowie ihre Beauftragten dürfen die Dienstwohnung nach Voranmeldung, zur Abwendung drohender Gefahren auch ohne Voranmeldung, betreten, um die notwendigen Feststellungen treffen zu können.

§ 12
Veränderungen

(1) Um-, An-, Einbauten sowie Änderungen an der von der Stadtverwaltung gestellten Ausstattung und Einrichtung durch den Dienstwohnungsinhaber sind nur mit schriftlicher Einwilligung des gebäudeverwaltenden Amts/Eigenbe-
triebs zulässig. Hierbei soll entschieden werden, ob und inwieweit der Dienstwohnungsinhaber die Kosten zu tragen hat und nach der Räumung der Wohnung der frühere Zustand auf seine Kosten wiederherzustellen ist.

(2) Trägt die Stadtverwaltung die Kosten ganz oder teilweise, so ist der Mietwert angemessen anzuheben, wenn und soweit damit der Wohnwert verbessert wird.

§ 13
Rücknahme

(1) Die Dienstwohnung ist nach dem Erlöschen des Dienstwohnungsverhält-
nisses, spätestens bei Räumung, durch das gebäudeverwaltende Amt/den 
Eigenbetrieb zurückzunehmen; hierüber ist eine Niederschrift zu fertigen.

(2) Die Dienstwohnung ist besenrein zu übergeben. Die überlassenen Ausstattungsgegenstände und Geräte sowie die, auch selbst beschafften, Schlüssel sind zurückzugeben. Für fehlende Gegenstände und Geräte, für zu vertretende Mängel oder Schäden ist Ersatz zu leisten.

(3) Der Dienstwohnungsinhaber muss Einbauten und Vorrichtungen (z. B. Teppichböden), mit denen er die Dienstwohnung versehen hat, entfernen und auf seine Kosten den früheren Zustand wieder herstellen. Das gebäudeverwaltende Amt/der Eigenbetrieb kann mit dem Dienstwohnungsinhaber eine Vereinbarung über die Belassung solcher Einbauten und Vorrichtungen treffen.

§ 14
Hausgärten

Unentgeltlich überlassene Hausgärten sind vom Dienstwohnungsinhaber in ordnungsgemäßem Zustand zu erhalten.
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Abschnitt III

Dienstwohnungsvergütung, Nebenkosten

§ 15
Mietwert

(1) Der Mietwert bildet die Grundlage für die Festsetzung der Dienstwohnungsvergütung nach § 16.

(2) Als Mietwert gilt die ortsübliche Miete. In der Regel ist zur Feststellung der ortsüblichen Miete der „Mietspiegel“ zugrunde zu legen; grundsätzlich ist vom Mittelwert zwischen dem unteren und dem mittleren Wert der Vergleichsmieten auszugehen. Beeinträchtigungen aufgrund des Dienstbetriebs (z. B. Schullärm, Geruchsbelästigungen durch das Klärwerk) sind zu berücksichtigen (Wertminderungsabschlag). Hinzuzurechnen sind die Betriebskosten (insbesondere Kaltwasser, Abwasser, Müllabfuhr, Grundsteuer), sofern sie nicht unmittelbar entrichtet werden; diese sind nach Erfahrungswerten je m² Wohnfläche zu bestimmen.

Bei angemieteten Wohnungen gilt die vereinbarte Miete als ortsüblich.

(3) Der Mietwert ist zu prüfen und ggf. neu festzustellen, wenn Umstände eintreten, die zu einer Änderung führen können (insbesondere neuer Mietspiegel, Vergrößerung der Dienstwohnung, Wertverbesserung, Erhöhung der Betriebskosten). Aufgrund eines neuen Mietspiegels tritt die Erhöhung frühestens vom Beginn des vierten Kalendermonats nach dessen Veröffentlichung in Kraft.

Unabhängig hiervon werden sämtliche Dienstwohnungen alle vier Jahre allgemein überprüft.

§ 16
Dienstwohnungsvergütung

(1)
Die Vergütung für die zugewiesene Dienstwohnung ist in Höhe des Mietwerts 
und der Betriebskosten nach § 15 festzusetzen.

(2)
Die Dienstwohnungsvergütung in Höhe des reinen Mietwerts ohne die Betriebskosten darf jedoch die höchste Dienstwohnungsvergütung (hDV) nicht überschreiten. Hierbei sind sinngemäß die ehemaligen Verwaltungsvorschriften des Finanzministeriums des Landes Baden-Württemberg in der Fassung vom 14. August 2001 anzuwenden. Auf die Tabelle zur Berechnung (Anlage 1) wird verwiesen.
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Bruttodienstbezug ist bei

a) Beamten

das Grundgehalt, die Amtszulagen, die Ausgleichszulagen, die Stellenzulagen, die Überleitungszulagen und der Familienzuschlag der 
Stufe 2 *) zuzüglich des Betrags für das zweite zu berücksichtigende Kind, einschließlich des kinderbezogenen Erhöhungsbetrags;

b) Beschäftigten
das Tabellenentgelt (ggf. eine individuelle Zwischen- / Endstufe), sowie die tariflichen und außertariflichen ständigen Zulagen und zusätzlich bei am 1.10.2005 übergeleitenden Beschäftigten der kinderbezogene Besitzstand für 2 Kinder*), einschließlich des kinderbezogenen Erhöhungsbetrags.

*) Anmerkung: unabhängig vom Familienstand und Zahl der Kinder
(3) Eine Änderung der Dienstwohnungsvergütung infolge Erhöhung oder Verminderung des Mietwerts wird vom 1. des auf den Zeitpunkt der Änderung folgenden Monats wirksam; bei einer Erhöhung tritt die Änderung jedoch frühestens mit dem 1. des auf den Zugang der neuen Feststellung folgenden Monats in Kraft, es sei denn, dass der Dienstwohnungsinhaber mit einer Erhöhung rechnen musste.

(4) Die Dienstwohnungsvergütung wird vom Girokonto des Dienstwohnungsinhabers abgebucht. Die Zahlungspflicht beginnt mit dem Tag, an dem die Verpflichtung zum Bezug der Dienstwohnung entstanden ist. Kann der Mitarbeiter aus von ihm nicht zu vertretenden Gründen die Dienstwohnung erst zu einem späteren Zeitpunkt beziehen, ist der Tag des Einzugs maßgebend.

 (5)
Drei Jahre nach in Kraft treten dieser Dienstwohnungsvorschrift und danach in regelmäßigen Abständen, wird die Höhe der höchsten Dienstwohnungsvergütung (hDV) überprüft.

Hinweis: Der Unterschiedsbetrag zwischen dem ortsüblichen Mietwert (§ 15 Abs. 2 DWV) im Sinne des Lohnsteuerrechts und der höchsten Dienstwohnungsvergütung nach § 16 Abs. 2 DWV wird entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen als geldwerter Vorteil bei den laufenden Bezügen des Dienstwohnungsinhabers mitversteuert und unterliegt ggf. dem Beitragsabzug zur Sozialversicherung. Werkvertragsnehmer (Abschnitt IV) versteuern diese Beträge selbst.
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§ 17
Nebenkosten

(1) Der Dienstwohnungsinhaber hat neben der Dienstwohnungsvergütung insbesondere zu ersetzen:

a) die Kosten für Strom und Gas, sofern er sie nicht unmittelbar bezahlt,

b) die Kosten für Heizung und Warmwasser (§§ 18 - 20).

Für die Benutzung einer Garage zahlt der Dienstwohnungsinhaber eine ortsübliche Entschädigung.

(2) Nebenkosten werden zusammen mit der Dienstwohnungsvergütung abgerechnet.

§ 18
Kostenaufteilung und –verteilung bei zentralen Heizungs- und Warm-

wasserversorgungsanlagen (gilt nur für reine Wohngebäude)

(1) Die Kosten umfassen die in der Anlage 3 der Zweiten Berechnungsverordnung genannten Aufwendungen.

(2) Kostenaufteilung

a) Sind nur die Kosten des Betriebs der zentralen Heizungsanlage, aber nicht die Betriebskosten für die zentrale Warmwasserversorgungsanlage erfassbar, so ergeben sich letztere als Differenzbetrag zu den gesamten Betriebskosten.

b) Sind die Kosten für die zentrale Heizungs- und Warmwasserversorgungsanlage nicht getrennt erfassbar, weil es sich um eine verbundene Anlage im Sinne des § 9 der Verordnung über Heizkostenabrechnung vom 23.02.1981 handelt, so sind zur Aufteilung der einheitlichen Kosten 18 v. H. der insgesamt verbrauchten Brennstoffe als Anteil für die Warmwasserversorgung zu Grunde zu legen.
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(3) Kostenverteilung für die Umlage

a) Sind Wärmezähler und Warmwasserzähler vorhanden, so sind sowohl die Kosten des Betriebs der zentralen Heizungsanlage als auch die Kosten der zentralen Warmwasserversorgungsanlage zu 50 v. H. nach dem erfassten Wärme- bzw. Warmwasserverbrauch und zu 50 v. H. nach der beheizbaren Wohnfläche zu verteilen.

b) Sind keine Zähler vorhanden oder ist nur der Wärmeverbrauch oder der Warmwasserverbrauch erfassbar, so sind die gesamten Betriebskosten bzw. die Betriebskosten für den nicht erfassbaren Verbrauch nach der Wohnfläche zu verteilen.

(4) Der Dienstwohnungsinhaber hat die verauslagten Kosten zu ersetzen, wenn das gebäudeverwaltende Amt die zentrale Heizungs- und Warmwasserversorgungsanlage in eigener Regie oder durch den Bezug von Wärme betreibt. 
Der Kostenersatz erfolgt im Wege der Umlage. Diese wird als monatliche 
Abschlagszahlung erhoben. Die Abrechnung erfolgt jährlich nach Ablauf der Heizperiode.

(5) Bei angemieteten Dienstwohnungen wird die Kostenumlage und die Bezahlung durch den Mietvertrag bestimmt.

(6) Ergeben sich für den Dienstwohnungsinhaber trotz sparsamer Wärmeentnahme unzumutbare Härten, so kann der Umlagebetrag gemindert werden. Das Entgelt für die Erwärmung des Wassers wird nicht gemindert, wenn dieser Verbrauch gemessen wird.

§ 19
Entgelt bei Anschluss der Heizung an dienstliche Versorgungsleitungen

(1) Ist die Dienstwohnung an eine Heizungsanlage angeschlossen, die auch zur Heizung von Diensträumen dient und kann der Wärmeverbrauch nicht gemessen werden, so hat der Dienstwohnungsinhaber ein pauschales Heizkostenentgelt zu entrichten.

(2) Das Entgelt für den Abrechnungszeitraum (1. Oktober bis 30. September) berechnet sich je m² beheizbarer Wohnfläche. Der Durchschnittspreis für feste und flüssige Brennstoffe wird jedes Kalenderjahr vor Beginn der Heizperiode vom Finanzministerium Baden-Württemberg festgestellt, das daraus errechnete Heizkostenentgelt in den Mitteilungen des Bürgermeisteramts veröffentlicht. Bei wesentlichen Änderungen während des Abrechnungszeitraums bleibt eine Anpassung vorbehalten. Das Heizkostenentgelt für Fernwärme und gasförmige Brennstoffe basiert auf dem örtlichen Bezugspreis auf der Grundlage einer Verbrauchsmenge von 260 kWh/m² beheizbarer Wohnfläche bei Gas und 200 kWh/m² beheizbarer Wohnfläche bei Fernwärme.
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(3) Ist die Sammelheizung aus Gründen der Energieeinsparung außer Betrieb oder derart eingeschränkt, dass die Dienstwohnung unzureichend beheizt wird, so ist das Entgelt um 2/7 zu ermäßigen.

Dagegen wird das Entgelt nicht gekürzt, wenn der Dienstwohnungsinhaber die Sammelheizung aus persönlichen Gründen zeitweilig nicht oder nur im geringen Umfang in Anspruch nimmt.

(4) Zur Vermeidung unzumutbarer Härten kann das Beschäftigungsamt /der Eigenbetrieb Abweichungen von der Berechnungsweise zulassen.

(5) Das Heizkostenentgelt für die Heizperiode wird ganzjährig in monatlichen Teilbeträgen von 1/12 des Entgelts erhoben. Bei einem Wechsel des Dienstwohnungsinhabers wird das Entgelt nach folgenden Vomhundertsätzen abgerechnet bzw. bis zum nächsten 1.10. berechnet:

Monat

Vomhundertsatz

Monat


Vomhundertsatz
Januar


18,1


Juli



  0,3

Februar

15,6


August



  0,3

März


13,7


September


  0,7

April


  9,4


Oktober


  9,0

Mai


  2,1


November


13,0

Juni


  1,1


Dezember


16,7

(6) Kann die verbrauchte Wärme durch Wärmemesser festgestellt werden, so ist § 18 anzuwenden.

§ 20

Entgelt bei Anschluss der Warmwasserversorgung an dienstliche 
Versorgungsleitungen

(1) Der Dienstwohnungsinhaber hat ein pauschales Entgelt zu entrichten, wenn die für die Erwärmung des Wassers erforderliche Energie nicht gemessen werden kann. Das Entgelt beträgt bei ganzjähriger Lieferung 22 v. H. des jährlichen ungekürzten Heizkostenentgelts. Es ist entsprechend zu reduzieren, wenn Warmwasser nicht während des ganzen Jahres geliefert wird. Das Entgelt ist in monatlichen Teilbeträgen von 1/12 des Entgelts zu entrichten.

(2) Kann die Warmwassermenge gemessen werden, so ist das Entgelt nach § 18 zu berechnen.

- 14 -

Abschnitt IV

Werkvertragsnehmer

§ 21
Werkvertragsnehmer 

Für Werkvertragsnehmer, denen nach § 3 eine Wohnung zugewiesen worden ist, gelten diese Vorschriften entsprechend.

Bei der Berechnung des Bruttodienstbezugs nach § 16 Abs. 2 sind Werkvertragsnehmer wie vergleichbare Beamte in Besoldungsgruppe A 4 Endstufe zu behandeln.

Abschnitt V

Inkrafttreten

§ 22
Inkrafttreten
Diese Dienstwohnungsvorschriften treten zum 01. April 2011 in Kraft und ersetzen die Dienstwohnungsvorschriften vom 01. Januar 1988 in der Fassung vom 3. Juli 2003. 
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Anlage 1

	Bruttodienstbezug
	hDV

	von EUR0
	bis EURO
	EURO

	1950,00
	1999,99
	331,50

	2000,00
	2049,99
	340,00

	2050,00
	2099,99
	348,50

	2100,00
	2149,99
	357,00

	2150,00
	2199,99
	365,50

	2200,00
	2249,99
	374,00

	2250,00
	2299,99
	382,50

	2300,00
	2349,99
	391,00

	2350,00
	2399,99
	399,50

	2400,00
	2449,99
	408,00

	2450,00
	2499,99
	416,50

	2500,00
	2549,99
	425,00

	2550,00
	2599,99
	433,50

	2600,00
	2649,99
	442,00

	2650,00
	2699,99
	450,50

	2700,00
	2749,99
	459,00

	2750,00
	2799,99
	467,50

	2800,00
	2849,99
	476,00

	2850,00
	2899,99
	484,50

	2900,00
	2949,99
	493,00

	2950,00
	2999,99
	501,50

	3000,00
	3049,99
	510,00

	3050,00
	3099,99
	518,50

	3100,00
	3149,99
	527,00

	3150,00
	3199,99
	535,50

	3200,00
	3249,99
	544,00

	3250,00
	3299,99
	552,50

	3300,00
	3349,99
	561,00

	3350,00
	3399,99
	569,50


Die höchste Dienstwohnungsvergütung von 569,50 Euro erhöht sich jeweils um 8,50 Euro für jeden weiteren Betrag von 50 Euro, um den der monatliche Bruttodienstbezug 3350,00 Euro überschreitet.

